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Die Woche in Berlin  

Eine solche Sitzungswoche habe ich noch nicht 

erlebt: fast ausschließlich Telefonkonferenzen, 

Ausschüsse tagten in kleinerer Runde und die 

allgemeinen Verhaltensempfehlungen in der 

Corona-Krise wie Mindestabstand galt es 

selbstverständlich auch einzuhalten. Wie mein 

Büro befanden sich auch die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter fast aller Kolleginnen und Kol-

legen im Homeoffice. Auch wir führen täglich 

Telefonkonferenzen durch, um den Tagesab-

lauf zu organisieren. Aktuell erreichen uns viele 

Anfragen zu den Hilfsmaßnahmen der Bundes-

regierung. Wir wollen allen Anfragenden ge-

recht werden und schnellstmöglich Rückmel-

dung geben. Dies gelingt uns, denke ich, auch 

ganz gut. Bleiben Sie gesund! 

Ihr 

Corona-Krise: 

Die Koalition handelt 

Die Koalition in Berlin hat angesichts der 

Corona-Epidemie am Mittwoch ein umfangrei-

ches Gesetzespaket im Umfang von mehreren 

Hundert Milliarden Euro zum Schutz der Ge-

sundheit und zum Schutz der Wirtschaft verab-

schiedet (s. folgende Seiten). Es unterstützt 

kleine und große Unternehmen, Selbständige 

und Familien, Mieter, Vermieter und Verbrau-

cher mit Zuschüssen, Krediten und Stundun-

gen. Um die Maßnahmen zu finanzieren, wird 

für 2020 die Schuldenbremse aufgehoben. An 

der Abstimmung habe auch ich teilgenommen 

und dafür mein Homeoffice verlassen. Die 

Schuldenbremse können wir aussetzen, weil 

wir in den vergangenen Jahren solide gewirt-

schaftet und so finanziellen Spielraum für den 

Schutz der Menschen haben. 

Das Paket wird zwar sicher nicht das letzte ge-

wesen sein. Ich bin aber davon überzeugt, dass 

Deutschland die nächsten Wochen bewältigen 

wird. Auch bin ich optimistisch, dass wir nach 

der Corona-Krise wieder ein gutes wirtschaftli-

ches Wachstum erreichen werden. 

Dafür ist es allerdings ebenso notwendig, dass 

in der aktuellen Krise die Gesellschaft zusam-

menhält. Denn nur gemeinsam - und im euro-

päischen Kontext - sind wir stark genug. 
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Um angesichts der großen Herausforderung 

für Wirtschaft und Gesellschaft wegen der 

Corona-Krise alle notwendigen Maßnahmen 

durchführen und finanzieren zu können, haben 

wir am Mittwoch einen Nachtragshaushalt be-

schlossen. Unter Nutzung der Sonderregelung 

der Schuldenbremse „außergewöhnliche Not-

situation“ ist hier eine Kreditaufnahme von 

nie dagewesener Dimension in Höhe von 156 

Milliarden Euro ermöglicht worden. 

Diese Mittel sollen zur Deckung von coronabe-

dingten Steuermindereinnahmen in Höhe von 

33,5 Milliarden Euro und zur Ermöglichung zu-

sätzlicher Ausgaben in der Höhe von 122,5 

Milliarden Euro verwendet werden. Bei den 

Ausgaben sind 50 Milliarden Euro in der So-

forthilfe für Kleinstunternehmer eingeplant, 

55 Milliarden Euro als „Globale Mehrausgabe 

Corona“, 7,7 Milliarden Euro für Kosten im Ge-

schäftsbereich des Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales vor allem für die Kosten 

der Unterkunft- und ALG II-Mehrbedarfe und 

3,1 Milliarden Euro für Zuschüsse zur Bekämp-

fung des Coronavirus im Geschäftsbereich des 

Bundesministeriums für Gesundheit. 5,9 Milli-

arden Euro sind als Vorsorge für zu erwartende 

Gewährleistungsausfälle eingeplant. 

Der bisherige Gewährleistungsrahmen wird 

von rund 465 Mrd. Euro (zuzüglich 20 Prozent 

unterjähriger Erhöhungsmöglichkeit) auf 

knapp 822 Mrd. Euro (zuzüglich einer Erhö-

hungsmöglichkeit um 30 Prozent) erweitert. 

Der Tilgungsplan, der bei einer Schuldenauf-

nahme infolge einer „außergewöhnlichen Not-

situation“ vorzulegen ist, sieht eine Rückzah-

lung der Mittel ab 2023 über insgesamt 20 Jah-

re vor. Damit haben wir unser Krisenmanage-

ment finanziell unterlegt. 

Nachtragshaushalt für das Jahr 2020 

Um Kleinstunternehmer, Soloselbständige 

und Angehörige Freier Berufe, die von der 

Corona-Pandemie wirtschaftlich betroffen 

sind, zu unterstützen, hat die Koalition im Bun-

destag am Mittwoch ein Soforthilfeprogramm 

in Höhe von 50 Milliarden Euro beschlossen. 

Dieses beinhaltet folgende Maßnahmen: 

 Unternehmen mit bis zu fünf Beschäf-

tigten (Vollzeitäquivalente) erhalten ei-

nen einmaligen Zuschuss von bis zu 

9.000 Euro für 3 Monate. 

 Unternehmen mit bis zu zehn Mitarbei-

tern (Vollzeitäquivalente) erhalten einen 

einmaligen Zuschuss von bis zu 15.000 

Euro für 3 Monate.  

 Sofern der Vermieter die Miete um min-

destens 20 Prozent reduziert, kann der 

gegebenenfalls nicht ausgeschöpfte Zu-

schuss auch für zwei weitere Monate ein-

gesetzt werden. 

Mit den Corona-Soforthilfen für Kleinstunter-

nehmen, Soloselbständige und Angehörige 

Freier Berufe können akute Liquiditätsengpäs-

se überwunden werden. Die Hilfe betrifft vor 

allem laufende Betriebskosten wie zum Bei-

spiel Mieten, Kredite für Betriebsräume und 

Leasingraten. 

Wichtig: Die Bewilligung der Anträge erfolgt 

durch die jeweiligen Länder beziehungswei-

se Kommunen! 

Soforthilfen für Kleinstunternehmen, 

Soloselbständige und Angehörige Freier Berufe 
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Hilfe für größere Unternehmen 
 

Am Mittwoch haben wir im Bundestag die Ein-

richtung des Wirtschaftsstabilisierungsfonds 

(WSF) beschlossen, der größere Unternehmen 

in existenziellen Schieflagen helfen soll. Unter-

stützt werden sollen Unternehmen der Real-

wirtschaft, deren Bestandsgefährdung erhebli-

che Auswirkungen auf die Wirtschaft, die tech-

nologische Souveränität, Versorgungssicher-

heit, kritische Infrastrukturen oder den Ar-

beitsmarkt hätte. 

Die Überwindung der Liquiditätsengpässe soll 

mit einem Bundesgarantierahmen von 400 

Milliarden Euro erfolgen, der den Unterneh-

men eine Refinanzierung am Kapitalmarkt er-

möglicht. 100 Milliarden Euro sind für direkte 

Maßnahmen zur Kapitalstärkung vorgesehen. 

Weitere 100 Milliarden Euro werden zur Absi-

cherung der KfW-Corona-Sonderprogramme 

bereitgestellt. 

Um soziale Härtefälle in Zeiten der Corona-

Krise zu vermeiden, werden laut Bundestags-

beschluss vom Mittwoch Bestimmungen zur 

sozialen Unterstützung großzügig ange-

passt. Dies umfasst etwa die Ermöglichung 

eines erleichterten Zugangs zu Leistungen der 

Grundsicherung und der Sozialhilfe. So werden 

befristet die für den Antrag notwendige Ver-

mögensprüfung stark vereinfacht und die tat-

sächlichen Aufwendungen für Unterkunft und 

Heizung als angemessen anerkannt.  

Um Familien zu unterstützen, die durch die 

Corona-Krise Einkommenseinbußen erleiden, 

soll zudem der Zugang zum Kinderzuschlag 

(maximal 185 Euro pro Monat) stark verein-

facht werden. Das Einkommen der antragsbe-

rechtigten Eltern wird nicht mehr für die ver-

gangenen sechs Monate geprüft. Stattdessen  

genügt der Einkommensbescheid des letzten 

Monats vor der Antragsstellung. Hier erfolgt 

auch befristet eine vereinfachte Vermögens-

prüfung wie bei der Grundsicherung. 

Um für die Zeit der Corona-Krise Rentnern 

aus dringend benötigten Berufen die Wie-

deraufnahme einer Tätigkeit zu erleichtern, 

wird die für sie geltende jährliche Hinzuver-

dienstgrenze von 6.300 Euro auf 44.590 Euro 

angehoben. Für die Bezieher von Kurzarbei-

tergeld werden Anreize geschaffen, wenn sie 

in der arbeitsfreien Zeit auf freiwilliger Basis 

vorübergehend Tätigkeiten leisten, die von be-

sonderer Bedeutung für das öffentliche Leben 

oder die Lebensmittelversorgung etwa in der 

Landwirtschaft sind. Zusätzlich werden die Re-

gelungen für die Saisonarbeit an die Situation 

angepasst. Und schließlich werden mit Blick 

auf soziale Dienstleister Vorkehrungen ge-

troffen, um deren Bestand zu sichern. 

Erleichterter Zugang zu sozialer Sicherung 

und Absicherung sozialer Dienstleister  

Anpassungen im Privatrecht 
 

Angesichts der Corona-Krise hat der Bundes-

tag am Mittwoch mehrere befristete Anpas-

sungen im Privatrecht beschlossen. Durch ei-

ne Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und 

der Zahlungsverbote wird die Fortführung von 

Unternehmen erleichtert, die krisenbedingt 

insolvent geworden sind oder wirtschaftliche 

Schwierigkeiten haben. Es gibt u. a. auch Er-

leichterungen für Verbraucher und Kleinstun-

ternehmer in für die Lebens– bzw. Geschäfts-

führung wesentlichen Dauerschuldverhältnis-

sen. Geändert ist auch der Umgang mit Miet- 

und Pachtverhältnissen oder Darlehen, die bei 

pandemiebedingter nicht rechtzeitiger Zah-

lung nicht gekündigt bzw. für die Zahlungen 

gestundet werden sollen. Wichtig: Die Pflicht 

zur Zahlung der Miete besteht weiter, es soll 

aber wegen einer coronabedingten Nicht-

zahlung der Miete bis 30. Juni 2020 nicht ge-

kündigt werden können. 
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Einsatz bewaffneter deutscher 

Streitkräfte im Ausland 
 

Neben den coronabezogenen Gesetzen haben 

wir einen Antrag der Bundesregierung auf eine 

Ergänzung des Einsatzes bewaffneter deut-

scher Streitkräfte im Rahmen der Anti-IS-

Koalition beschlossen, mit dem der Zustim-

mungsbeschluss des Bundestages vom 

24.10.19 ergänzt wird. Das Ergänzungsmandat 

gestattet der Bundeswehr zukünftig etwa, den 

Alliierten Lufttransportkapazitäten bereitzu-

stellen, um die konstante Durchführung von 

Operationen und Ausbildung zu gewährleis-

ten. Die Ausbildung und Beratung irakischer 

Streit- und Sicherheitskräfte wird zudem nicht 

mehr nur im Rahmen der Operation „Inherent 

Resolve“ erfolgen, sondern auf die dortige 

Nato-Mission erweitert.  

Änderung der Geschäftsordnung 

des Deutschen Bundestages  
 

Um im aktuellen Krisenfall als Deutscher Bun-

destag weiterhin handlungs- und beschlussfä-

hig zu bleiben, ändern wir die Geschäftsord-

nung befristet bis zum 30. September 2020. 

Wir sichern die Beschlussfähigkeit von Plenum 

und Ausschüssen, indem wir das Quorum von 

50 auf 25 Prozent der Mitglieder herunterset-

zen. Wir unterstützen die Ausschüsse, indem 

wir allen Mitgliedern die Möglichkeit geben, 

auch über elektronische Kommunikations-

mittel an den Beratungen teilzunehmen. Wir 

geben den Ausschüssen darüber hinaus die 

Möglichkeit, auch die Abstimmungen durch 

elektronische Kommunikationsmittel oder im 

Umlaufverfahren durchzuführen. 

Schutz der Bevölkerung bei einer 

nationalen epidemischen Lage 
 

Damit rasch und gezielt Maßnahmen zum 

Schutz der öffentlichen Gesundheit getroffen 

werden können, soll der Bund im bundeswei-

ten Epidemiefall weitgehende Kompetenzen 

übernehmen können. So hat es der Bundestag 

am Mittwoch beschlossen. Laut Gesetz ist er 

es dann auch, der den Epidemiefall von natio-

naler Tragweite ausruft. Zudem soll das Bun-

desgesundheitsministerium in einem solchen 

Fall künftig umfassende Maßnahmen veranlas-

sen dürfen, etwa Maßnahmen zur Sicherstel-

lung der Versorgung mit Arzneimitteln oder 

die ärztliche Kontrolle bei der Einreise nach 

Deutschland. Dabei sollen auch Beförderungs-

unternehmen zur Mitarbeit verpflichtet wer-

den können. Das Gesetz regelt ebenfalls eine 

Kompensation des Verdienstausfalls bei Kin-

derbetreuung im Fall behördlich angeordneter 

Kita- oder Schulschließungen, wenn keine an-

derweitige zumutbare Betreuung möglich ist. 

Entlastung von 

Krankenhäusern 
 

Für die Kliniken sehen wir ein Milliardenpa-

ket zum Ausgleich coronabedingter Einnah-

meausfälle und coronabedingter Zusatzaus-

gaben vor. So sollen die Einrichtungen für je-

des Bett, das wegen der Verschiebung planba-

rer Behandlungen zunächst frei bleibt, eine 

Tagespauschale erhalten. Auch für zusätzlich 

geschaffene Intensivbetten sollen die Kliniken 

Unterstützung erhalten. Die Verordnung zu 

Untergrenzen beim Pflegepersonal wird aus-

gesetzt. Pflegeeinrichtungen sollen befristet 

von Bürokratie entlastet und finanziell unter-

stützt werden. In dem Gesetz auch enthalten 

ist eine Änderung des BAföG-Gesetzes, damit 

Medizinstudenten oder Auszubildenden in der 

Gesundheitsbranche bei vergütetem Einsatz in 

Corona-Notlagen möglichst geringe BAföG-

Rückforderungen drohen. 
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Stand: 26. März 2020 

Coronakrise: Wem wird wie geholfen? 

Der Staat und alle Bürger waren schon lange nicht mehr so gefordert wie heute. Der Bundes-

tag hat schnell gehandelt, damit den Betroffenen zügig geholfen werden kann. Die Verwal-

tungen des Bundes und der 16 Bundesländer sowie der Städte und Kommunen arbeiten mit 

Hochdruck daran, dass die Hilfe vor Ort beantragt werden kann und auch ankommt. Da sich 

hier kurzfristig Änderungen ergeben können, empfiehlt es sich, aktuellste Informationen 

über Antragsstellung oder Erlangung der Hilfe den Internetseiten der Bundesministerien und 

der Bundesländer, in dem Sie wohnen, zu entnehmen. Wichtige links finden Sie im Text. 

Im Folgenden finden Sie eine Übersicht, wem wie geholfen wird: 

1. Gesundheitswesen 

Corona-Infizierten wird durch Krankenhäuser, Ärzte und Gesundheitsämter geholfen. 

Der Bundestag unterstützt mit einem Milliarden-Hilfspaket das Gesundheitswesen, damit die 

medizinische Versorgung in Krankenhäusern und Arztpraxen sichergestellt ist.  

Verschiedene Maßnahmen dienen der finanziellen Unterstützung der Krankenhäuser. 

Durch verschobene Aufnahmen und Operationen freistehende Betten werden z.B. rückwir-

kend zum 16. März 2020 mit einer Tagespauschale von 560 € vergütet.  

Für jeden voll- oder teilstationären Fall, dessen Aufnahme in den Zeitraum 1.4. bis 30.6. 2020 

fällt, wird eine Pauschale von 50 € für erhöhten Materialbedarf – besonders Schutzausrüstung 

wie Mundschutz, Atemmasken, Schutzkittel sowie -brillen und Handschuhe – gezahlt.  

Darüber hinaus beteiligt sich der Bund bis September 2020 an jedem zusätzlich geschaffenen 

Intensivbett mit Beatmungskapazität mit 50.000 €. Außerdem wird der vorläufige Pflegeent-

geltwert für die Berechnung der tagesbezogenen Pflegeentgelte ab dem 1. Mai auf 185 € er-

höht und der Fixkostendegressionsabschlag für 2020 ausgesetzt.  

Eine mehr als halbierte Prüfquote des Medizinischen Dienstes bedeutet nicht nur weniger 

Bürokratie, sondern auch eine merkliche finanzielle Entlastung.  

Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen dürfen bis zum 30. September 2020 Kurzzeit-

pflege und akutstationäre Behandlungen übernehmen. Dortigen Liquiditätsengpässen wird 

mit einer 60 %igen Tagespauschale für leerstehende Betten vorgebeugt.  

Die Kassenärztliche Vereinigung kann eine befristete Ausgleichszahlung leisten, sofern sich 

das Gesamthonorar von Vertragsärzten insb. in Folge der Epidemie um mehr als 10 % gegen-

über dem Vorjahresquartal verringert. Wenn sogar die Fortführung der Arztpraxis gefährdet 

ist, werden Regelungen zur Sicherung des Honorars und des Versorgungsauftrages getroffen. 

Der Pflegebereich wird v. a. durch Gutachten auf Basis von Aktenlage sowie Aussetzung von 

Vor-Ort-Terminen und Wiederholungsgutachten in erheblichem Umfang entlastet. Bei Un-

terschreitung der vereinbarten Personalausstattung drohen den Pflegeeinrichtungen keine 

Vergütungskürzungen. Zusätzlich werden nicht anders finanzierte außerordentliche Aufwen-

dungen (z.B. hygienische Schutzvorkehrungen, zusätzlicher Personalaufwand) und Minder-

einnahmen von den Pflegekassen erstattet. 

Weitere Informationen mit zahlreichen weiteren links: 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus.html 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus.html
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2. Familien 

Bei geringem Einkommen wird der Zugang zum Kinderzuschlag (maximal 185 € pro Monat) 

deutlich erleichtert: Nur noch der Einkommensbescheid des letzten Monats vor Antragstel-

lung ist nötig. Die Vermögensprüfung wird stark vereinfacht. Es wird zusätzlich eine einma-

lige vereinfachte Verlängerung der Kinderzuschlagszahlung für diejenigen geben, die den 

Höchstbetrag des Kinderzuschlags bereits erhalten. Ob ein Anspruch auf Kinderzuschlag be-

steht, kann man hier prüfen: https://www.arbeitsagentur.de/familie-und-kinder/kiz-lotse  

Neue Hilfe für Verdienstausfall wegen Kinderbetreuung: Eltern, welche die Betreuung ih-

rer unter 12jährigen Kinder selbst übernehmen müssen, weil Kitas und Schulen durch be-

hördliche Entscheidung geschlossen sind und keine anderweitige zumutbare Betreuung (z.B. 

durch Verwandte oder Freunde; Notbetreuung) möglich ist, werden für einen dadurch be-

dingten Verdienstausfall, sofern auch die weiteren Voraussetzungen vorliegen, entschädigt: 

67 % des Verdienstausfalls (pro voller Monat max. 2.016 €) für bis zu sechs Wochen (Schulfe-

rien sind ausgenommen). Diese Entschädigung ist nachrangig, d.h.: Soweit Zeitguthaben vor-

handen sind, müssen diese zunächst abgebaut werden; die Entschädigung wird nicht ge-

währt, wenn man im home-office arbeiten kann oder Kurzarbeitergeld erhält. 

Informationen für Eltern von Kindern, deren Schule, Kindergarten oder Kita geschlossen 

ist, gibt es in der Regel von den Einrichtungen direkt oder von den Städten und Kommunen.  

Weitere Informationen auch für Senioren und betreuende Eltern: 

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/corona-pandemie 

3. Beschäftigte 

Kurzarbeitergeld: Folgendes gilt rückwirkend zum 1. März 2020 und zunächst befristet bis 

zum Jahresende: Für die Anmeldung von Kurzarbeit genügt, dass mindestens 10 % der Be-

schäftigten vom Arbeitsausfall betroffen sind (bisher ein Drittel). In Betrieben, in denen Rege-

lungen zur Führung von Arbeitszeitkonten bestehen, wird auf den Aufbau von negativen Ar-

beitszeitsalden (Minusstunden) verzichtet. Leiharbeitnehmer können künftig Kurzarbeiter-

geld beziehen. Die Sozialversicherungsbeiträge, die Arbeitgeber für das Kurzarbeitergeld be-

zahlen müssen, werden von der Bundesagentur für Arbeit vollständig erstattet. 

Weiter wird bis zur Höhe des bisherigen Lohns auf die Anrechnung eines Zusatzlohns auf das 

Kurzarbeitergeld verzichtet, sofern die freiwillig ausgeübte Tätigkeitein systemrelevanten 

Bereichen wie etwa der Landwirtschaft erfolgt. 

Siehe zu einer möglichen Erstattung bei Verdienstausfall wegen Kinderbetreuung oben 

unter 2. Familie. 

Weitere Informationen: https://www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Informationen-Corona/in-

formationen-corona.html 
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4. Unternehmen und Unternehmer 

a) Grundsätzlich jedes Unternehmen kann entsprechend seiner unternehmerischen Rah-

mendaten profitieren  

• vom Corona-Kurzarbeitergeld (siehe oben unter 3.)  

• Zudem besteht die Möglichkeit, eine zweimonatige Stundung der Sozialabgaben 

für März und April bei der zuständigen Krankenkasse, welche die Sozialversiche-

rungsbeiträge erhebt, zu beantragen.  

• Weiterhin bestehen steuerliche Erleichterungen bis Jahresende 2020 (d.h. unter 

Darlegung der Verhältnisse unbürokratische Herabsetzung der Gewerbesteuer-, Ein-

kommensteuer- und Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen, einschließlich Solidari-

tätszuschlag)  

sowie in der Regel eine Aussetzung von Stundungszinsen, Stundung der Einkommen-

, Körperschaft-, Gewerbe- und auch Umsatzsteuer,  

sowie eine Aussetzung von einkommen- und umsatzsteuerlichen Vollstreckungs-

maßnahmen und Verzicht auf Säumniszuschläge.  

Dazu wendet man sich an sein zuständiges Finanzamt. 

• Arbeitszeiten können in der momentanen Situation flexibler gestaltet werden: Dazu 

kann das Bundesarbeitsministerium im Einvernehmen mit dem Bundesgesundheits-

ministerium eine enstprechende Verordnung erlassen (noch nicht erlassen). 

• Die Änderung des Insolvenzrechts erleichert die Fortführung von Unternehmen, 

die infolge der Epidemie insolvent geworden sind oder wirtschaftliche Schwierigkei-

ten haben. Insolvenzantragspflicht und Zahlungsverbote werden bis 30.9. 2020 aus-

gesetzt. Voraussetzung ist, dass es Aussicht auf Sanierung gibt. Es droht Unterneh-

mern damit keine Strafbarkeit wegen Insolvenzverschleppung. 

• Unternehmen, welche die laufende Miete oder Pacht vom 1.4. bis 30.6. 2020 für Ge-

werbeflächen nicht begleichen können, droht keine Kündigung der Verträge. Vo-

raussetzung: Sie können glaubhaft machen, wegen der Coronakrise zur Zahlung nicht 

in der Lage zu sein. 

• Mit Regelungen zu virtuellen Versammlungen und elektr. Beschlussfassungen 

bleiben die Unternehmen handlungsfähig, auch wenn Präsenzveranstaltungen wie 

etwa Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften nicht stattfinden können. 

b) Selbstständige, Freiberufler und Kleinunternehmer 

Ihnen wird insbesondere mit unbürokratischen Soforthilfen mit einem Volumen von ins-

gesamt 50 Mrd. € geholfen. Zur Sicherstellung ihrer Liquidität erhalten sie eine Einmalzah-

lung für drei Monate – je nach Betriebsgröße in Höhe von bis zu 9.000 € (bis zu 5 Beschäf-

tigte/Vollzeitäquivalente) bzw. bis zu 15.000 € (bis zu 10 Beschäftigte/Vollzeitäquivalente). 

Ziel ist es, betriebliche Liquiditätsengpässe bei laufenden Betriebskosten wie z.B. Miete, Kre-

dite für Betriebsräume, Leasingsraten zu überbrücken.  

Die genauen Förderrichtlinien werden in wenigen Tagen veröffentlicht. 
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